
Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen 

OVG: 1 S 295/12
(VG: 4 K 1798/10) 

Beschluss

In der Verwaltungsrechtssache

hat das Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 1. Senat - durch die Richter 
Prof. Alexy, Traub und Dr. Harich am 07. Januar 2013 beschlossen: 

1. Den Klägern wird für das Klageverfahren 4 K 1798/10 insoweit 
Prozesskostenhilfe bewilligt und Rechtsanwalt B. beigeordnet, 
als sie sich gegen die in den Bescheiden des Stadtamts Bremen 
vom 12.11.2010 und in dem Widerspruchsbescheid des Senators 
für Inneres und Sport vom 13.01.2011 festgesetzten Verwal-
tungsgebühren wenden; der Beschluss des Verwaltungsge-
richts Bremen - 4. Kammer - vom 14.11.2012 wird entsprechend 
abgeändert.

2. Im Übrigen wird die Beschwerde zurückgewiesen. 

3. Für das Beschwerdeverfahren werden Gerichtskosten nicht er-
hoben.

G r ü n d e

1.
Die Beschwerde ist, soweit die Kläger sich mit der Klage gegen die in den Bescheiden des Stadtamts 
Bremen vom 12.11.2010 sowie in den Widerspruchsbescheid des Senators für Inneres und Sport vom 
13.01.2011 getroffenen Gebührenfestsetzungen wenden, begründet. In diesem Umfang hat die 
Rechtsverfolgung der Kläger hinreichende Erfolgsaussichten (vgl. § 166 VwGO i.V.m. § 114 ZPO). 

Die minderjährigen Kläger (3, 8 und 11 Jahre alt) erstreben ihre Einbürgerung. Die Beklagte hat in den 
Ablehnungsbescheiden vom 12.11.2010 die Verwaltungsgebühr für jeden Kläger auf 191,00 Euro fest-
gesetzt. Im Widerspruchsbescheid vom 13.01.2011 wird die Gebühr für die Durchführung des Wider-
spruchsverfahrens nochmals auf zusammen 573,00 Euro (3 x 191,00 Euro) festgesetzt. Die Verwal-
tungsgebühren für das Einbürgerungsverfahren belaufen sich damit auf insgesamt 1.146,00 Euro. Sie 
übersteigen deutlich die monatlichen Leistungen, die der Familie der Kläger zur Sicherung ihres Regel-
bedarfs nach den Bestimmungen des SGB II gewährt werden. Es drängt sich auf, dass dieser Umstand 
im Rahmen der nach § 38 Abs. 2 Satz 5 StAG gebotenen Billigkeitsentscheidung bislang nicht ange-
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messen berücksichtigt worden ist (vgl. dazu den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts vom 
26.07.2012 -1 S 145/12 -, der den Prozessbevollmächtigten der Beteiligten bekannt ist). 

2.
Im Übrigen bleibt die Beschwerde ohne Erfolg. Soweit die Kläger ihre Einbürgerung erstreben, besitzt 
die Klage nach derzeitigem Sachstand keine hinreichenden Erfolgsaussichten.  

Das Oberverwaltungsgericht hat bereits in dem dasselbe Klageverfahren betreffenden PKH-Beschluss 
vom 27.10.2011 (1 S 207/11) unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts ausgeführt, dass die Bewilligung von Prozesskostenhilfe nicht in Betracht kommt, wenn das 
Rechtsschutzbegehren bei summarischer Überprüfung aussichtslos ist. So liegt es hier. 

Art. 6 Abs. 4 e) des Europäischen Übereinkommens über die Staatsangehörigkeit vom 06.11.1997 engt 
das der Behörde in § 8 StAG eingeräumte Ermessen nicht derart ein, dass die Kläger von Rechts we-
gen eingebürgert werden müssten. Entgegen ihrer Ansicht verleiht diese Vorschrift Kindern, die im Ho-
heitsgebiet eines Vertragsstaats geboren sind und sich dort rechtmäßig aufhalten, aber nicht staatenlos 
sind, keinen Anspruch darauf, von dem betreffenden Vertragsstaat regelhaft ohne Prüfung weiterer 
innerstaatlicher Voraussetzungen eingebürgert zu werden. Inhalt und Reichweite von Art. 6 Abs. 4 e) 
sind in diesem Punkt eindeutig; in dem bereits genannten Beschluss des Senats vom 27.10.2011 wird 
dies näher dargelegt. 

Die Kläger können ihr Einbürgerungsbegehren darüber hinaus auch nicht auf Art. 7 Abs. 1 der UN-
Kinderrechtskonvention stützen. Nach dieser Vorschrift hat jedes Kind u. a. das Recht, eine Staatsan-
gehörigkeit zu erwerben. Nach Art. 7 Abs. 2 der Konvention stellen die Vertragsstaaten die Verwirkli-
chung dieses Rechts im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht und ihren Verpflichtungen aufgrund 
der einschlägigen internationalen Übereinkünfte in diesem Bereich sicher, insbesondere für den Fall, 
dass das Kind sonst staatenlos wird. Die Vorschrift zielt damit insbesondere darauf, eine Staatenlosig-
keit von Kindern zu verhindern (vgl. dazu Schmahl, Deutsches Bundesrecht, I A 10 g, Kommentar zur 
UN-Kinderrechtskonvention, zu Art. 7 und 8, Rn. 4 und 19). Es fehlen wiederum Anhaltspunkte dafür, 
dass Kindern, die nicht staatenlos sind, gegenüber dem jeweiligen Aufenthaltsstaat ohne weitere inner-
staatliche Voraussetzungen ein Einbürgerungsanspruch verliehen werden soll. 

Wenn die jeweiligen Vertragsstaaten die Einbürgerung von nicht staatenlosen Personen, die in ihrem 
Hoheitsgebiet geboren sind und sich dort rechtmäßig aufhalten, von bestimmten - gesetzlich oder durch 
Verwaltungsvorschrift festgelegten - Voraussetzungen abhängig machen, um die soziale und wirtschaft-
liche Integration der Betreffenden zu gewährleisten, kann dies auch nicht als diskriminierend angese-
hen werden. § 8 Abs. 1 StAG, der hier allein als Grundlage einer Einbürgerung in Betracht kommt, be-
nennt solche Voraussetzungen. Der Erlass des Senators für Inneres und Sport vom 17.10.2012 gestal-
tet diese für die Personengruppe junger Ausländer näher aus. Dass den dort genannten Integrations-
voraussetzungen die sachliche Rechtfertigung fehlen würde, ist, auch mit Blick auf die in § 10 StAG 
genannten Voraussetzungen der Anspruchseinbürgerung, nicht erkennbar. Aus diesem Grund kann es 
schwerlich als ermessenswidrig angesehen werden, dass die Kläger, die die Voraussetzungen des 
Erlasses noch nicht erfüllen, von der Beklagten derzeit nicht eingebürgert werden. 

3.
Soweit die Beschwerde erfolgreich ist, fallen Gerichtskosten nicht an. Im Übrigen bestimmt das Gericht 
nach billigem Ermessen (vgl. Ziff. 5502 der Anlage 1 zum GKG), dass Gebühren nicht erhoben werden. 
Eine Kostenerstattung findet nicht statt (§ 166 VwGO i.V.m. § 127 Abs. 4 ZPO). 

gez. Prof. Alexy gez. Traub gez. Dr. Harich 


